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                                                                    Somit komme ich zu Tagesordnungspunkt 9:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Klaus-
Peter Flosbach, Dr. Michael Meister, Peter
Altmaier, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Dr. Daniel Volk, Holger
Krestel, Dr. Birgit Reinemund, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der FDP

Europäische Finanzaufsicht stärken und effi-
zient ausgestalten

– Drucksache 17/9151 –

Es ist verabredet, hierzu eine halbe Stunde zu debat-
tieren. – Dazu sehe ich keinen Widerspruch. Dann ist das
so beschlossen.

(Unruhe)

– Ich bitte darum, die Gespräche an der Regierungsbank
und im vorderen Teil des Saales zu verlagern, damit der
nächste Redner ausreichend zur Geltung kommt. – Vie-
len Dank.
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Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wort dem
Kollegen Ralph Brinkhaus für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Ralph Brinkhaus (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ein Er-

gebnis der Finanzkrise im Jahr 2008 war die Erkenntnis,
dass wir Finanzmärkte nur noch europäisch regulieren
können, und zwar deswegen, weil Finanzmärkte leider
nicht an Ländergrenzen haltmachen können. Noch bes-
ser wäre es gewesen, das Ganze international zu regeln.
Das ist aber leider nicht gelungen.

Europäische Regulierung bedeutet aber auch, dass wir
eine europäische Aufsicht brauchen. Genau so eine Auf-
sicht ist im Jahr 2010 für das Jahr 2011 auf den Weg ge-
bracht worden. Wir haben Aufsichtsbehörden gegründet:
die EBA für die Banken, die EIOPA für die Versicherun-
gen und die ESMA für die Wertpapiere. Wir haben die-
sen Aufsichtsbehörden auch Aufgaben zugewiesen: Sie
sind dafür verantwortlich, dass europäisches Recht ein-
heitlich ausgeübt wird. Wir haben ihnen die Verantwor-
tung für die Schlichtung von Streit zwischen nationalen
Aufsichtsbehörden zugewiesen, und wir haben ihnen
Eingriffsrechte im Fall von Krisen gegeben. Wir haben
dabei die nationalen Aufsichten weiterarbeiten lassen;
denn wir wissen genau, dass die Dinge vor Ort besser
von denen zu regeln sind, die auch vor Ort verhaftet
sind. Das ist gelebtes Subsidiaritätsprinzip.

Meine Damen und Herren, ich denke, dieses Kon-
strukt ist gelungen. Es ist gar nicht hoch genug zu be-
werten, dass wir innerhalb eines Jahres – es geht um
Gründungen im Jahr 2011 – dazu gekommen sind, dass
diese drei Behörden arbeitsfähig sind, und das, obwohl
sie gleichzeitig Personal rekrutieren mussten und ob-
wohl sie im Feuer standen, da sich die Finanzmärkte
weiterentwickelt haben. Insofern ist das eigentlich eine
gute Entwicklung.

Aber es gibt auch einige Dinge, die Anlass zur Sorge
geben. Diese Dinge möchten wir in unserem Antrag be-
nennen. Wir möchten die Bundesregierung auffordern,
darauf hinzuwirken, dass diese Dinge sich nicht so
schlecht entwickeln, wie wir es uns vorstellen könnten.

Der erste Punkt. Es gibt eine europäische Aufsicht, es
gibt nationale Aufsichten, und da muss sich einiges zu-
sammenruckeln. Jeder kämpft um Einfluss. Wir möchten
auf der einen Seite dafür sorgen, dass die nationale Auf-
sicht hier in Deutschland abgeben kann, dass sie erkennt:
Mehr Kompetenzen müssen auf die europäische Ebene
verlagert werden. Auf der anderen Seite möchten wir,
dass die europäische Aufsicht das macht, wofür sie zu-
ständig ist, und nicht zu tief in die nationalen Belange
eingreift.

Der zweite Punkt; er ist besonders wichtig, wie ich
vielen Gesprächen mit Vertretern von Privatbanken,
Sparkassen und Volksbanken entnehmen kann. Wir ha-
ben nicht das Gefühl, dass auf europäischer Ebene die
Vielfalt der europäischen Bankenlandschaft zur Kennt-
nis genommen wird. Wir haben nicht das Gefühl, dass

zur Kenntnis genommen wird, dass wir sehr erfolgreiche
regionale, mittelständisch tätige Banken haben. Wir ha-
ben vielmehr das Gefühl, dass das Rollenmodell für die
Bankenregulierung viel zu sehr die nach britischem Vor-
bild formierte börsennotierte Aktiengesellschaft ist. Das
kann nicht sein. Wir müssen immer wieder darauf hin-
wirken, dass unsere mittelständischen Banken weiterhin
ihren Platz haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Das hat viel damit zu tun, dass wir insbesondere den
mittelständischen Banken durch neue Aufsichtsbehörden
viel Bürokratie aufhalsen. Auch das kann nicht sein.
Wenn mir Volksbanker sagen: „Ich kann mein Geschäft
nicht mehr machen, weil ich nur noch damit beschäftigt
bin, sämtliche Templates im Meldewesen auszufüllen“,
dann ist das nicht in unserem Sinne. Wir wollen einheit-
liche europäische Regeln haben. Wir wollen aber nicht,
dass insbesondere kleine und mittelständische Institute,
ob im Banken- oder im Versicherungsbereich, durch Bü-
rokratie kaputtgemacht werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Auch das ist ein wichtiger Ansatz in unserem Antrag.

Es geht aber noch weiter. An dieser Stelle wird es
vielleicht etwas kompliziert, aber für uns als Parlamen-
tarier sehr interessant. Wir haben den europäischen
Aufsichtsbehörden eigentlich nur zugewiesen, die An-
wendung von Recht, das andere gesetzt haben, zu beauf-
sichtigen. Was wir momentan erleben, ist aber eine
andere Entwicklung: Im europäischen Gesetzgebungs-
prozess werden Vorlagen vom Rat, von der Kommission
und leider auch vom Parlament nur noch so aufgebaut,
dass ein grober Rahmen gesetzt wird und dass alles, was
in die Details geht, den Aufsichtsbehörden überlassen
wird mit der Folge, dass sie technische Standards setzen
und mit diesen Standards dann quasi demokratiefrei
Politik machen. Das ist nicht gut, und das ist nicht rich-
tig. Wir sind der Meinung, dass auch auf europäischer
Ebene in der einen oder anderen Detailregelung dafür
gesorgt werden muss, dass die Parlamente weiter mitbe-
stimmen können. Wir wollen kein Regime der Techno-
kraten, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ein weiterer Punkt, der uns im Zusammenhang mit
dem Antrag bewegt und der durchaus kritisch anzumer-
ken ist, ist, dass in den Schlüsselpositionen der europäi-
schen Aufsichtsbehörden nahezu keine deutschen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter vertreten sind. Das ist im
Übrigen nicht nur ein Problem der europäischen Finanz-
aufsichtsbehörden, sondern dieses Problem besteht auch
an vielen anderen Stellen auf europäischer Ebene.

Wenn man davon ausgeht, dass unabhängig vom An-
sehen der Nationalität die Besten dorthin gelangen sol-
len, ist das auf den ersten Blick vielleicht nicht schlimm.
Aber vielleicht ist es auch so, dass die Wahrnehmung der
mittelständisch strukturierten und regional aufgestellten
deutschen Bankenlandschaft mit Sparkassen, Volksban-
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ken und kleinen Privatbanken in Brüssel deswegen fehlt,
weil dieses Modell dort zu wenig vertreten wird. Das
hängt vielleicht wiederum damit zusammen, dass wir als
Deutsche nicht in Schlüsselpositionen vertreten sind.

Deswegen geht mein dringender Appell an das Fi-
nanzministerium, die BaFin und alle anderen, die dafür
verantwortlich sind, verstärkt dafür zu sorgen, dass deut-
sche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei den europäi-
schen Finanzbehörden und ebenso bei anderen europäi-
schen Institutionen auch in Schlüsselpositionen zum
Zuge kommen. Ich denke, darin haben wir großen Nach-
holbedarf.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Manfred Zöllmer [SPD]: Das ist aber eine
böse Kritik an der Kanzlerin! Ganz böse!)

Ich komme zum letzten Punkt meiner Ausführungen.
Angesichts der Geschichte der europäischen Regulie-
rung und der europäischen Rechtsetzung haben wir eines
festzustellen, nämlich dass wir in Deutschland immer
viel Zeit investiert haben, um zu verhindern, dass in

Europa etwas geregelt wird, was wir in Deutschland ver-
meintlich besser regeln können. Ich glaube, wir könnten
diese Zeit besser investieren, wenn wir uns bemühen
würden, die europäischen Regelungen für Deutschland
besser zu gestalten, statt zu versuchen, sie zu verhindern.
Dieser Antrag soll dazu dienen. Er ist proeuropäisch. Ich
freue mich auf die Diskussion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Wir kommen zurück zu unserer Debatte. Ich gebe das
Wort dem Kollegen Manfred Zöllmer für die SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD)

Manfred Zöllmer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Das Thema Finanzaufsicht ist wohl so etwas
wie das schwarze Loch der Koalition. Es hat viele An-
kündigungen gegeben, und alles ist irgendwie ver-
schwunden.

Ich will das Ganze ein bisschen nachzeichnen und be-
ginne mit den Koalitionsverhandlungen am 8. Oktober
2009. Ich zitiere:

Die künftigen Koalitionäre CDU, CSU und FDP
haben sich auf ein erstes Vorhaben geeinigt: Die
Bankenaufsicht wird bei der Bundesbank konzen-
triert.

Mit dieser Position zur Finanzaufsicht ist Schwarz-
Gelb in diese Koalition gestartet. Ich kann mich noch
sehr gut an Aussagen von Herrn Wissing erinnern – er ist
gerade nicht anwesend –, der im Finanzausschuss deut-

lich gemacht hat: Dies ist unser wichtigstes Reformvor-
haben zur Regulierung der Finanzmärkte.

Wir müssen feststellen: Sie sind mit dieser Position
krachend gegen die Wand gefahren. Dieses Vorhaben,
das ich eben beschrieben habe, war schon damals falsch.
Dies haben wir als Sozialdemokraten von Anfang an
deutlich gemacht.

(Beifall bei der SPD – Dr. Axel Troost [DIE 
LINKE]: Andere auch!)

– Genau, andere auch.

Ich frage die Koalition: Warum gibt es eigentlich im-
mer noch keinen Gesetzentwurf zur Finanzaufsicht? Es
gibt bisher nur einen Referentenentwurf. Zu dem nach
Ihrer Aussage wichtigsten Reformthema dieser Legisla-
turperiode gab es bisher nur heiße Luft.

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Armselig!)

Man kann weiterverfolgen, was dann passierte. Am
16. Dezember 2010 war sich die Koalition angeblich
über die Reform der nationalen Finanzaufsicht einig. Na
wie schön! Zehn Eckpunkte wurden der staunenden Öf-
fentlichkeit präsentiert.
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Was passierte dann? Gar nichts. Ein Jahr lang pas-
sierte gar nichts. Dann, am 13. Januar 2011, stand im
Handelsblatt unter dem Titel „Streit um Neuordnung der
Finanzaufsicht“ – ich zitiere –:

Die Koalition hat sich auf eine Reform der Finanz-
aufsicht verständigt, doch wichtige Fragen sind
noch nicht geklärt. Experten warnen bereits vor ei-
nem Kompetenzgerangel der Aufseher, das im Kri-
senfall wertvolle Zeit kosten könnte.

Jetzt sind wir wieder ein Jahr später, und ich muss
feststellen: Sie sind keinen Schritt weitergekommen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sie können sich innerhalb dieser Regierung offensicht-
lich nicht einigen. Dies ist ein eklatantes Armutszeugnis
für diese Koalition. Denn natürlich müssen Konsequen-
zen aus den Fehlern der Bankenaufsicht vor der Finanz-
marktkrise gezogen werden; das ist ganz wichtig. Die
Rolle der BaFin muss präzisiert werden. Ihre Aufgaben
im Bereich von Aufsicht und Verbraucherschutz müssen
angepasst werden. Die Zusammenarbeit mit der Bundes-
bank muss präzisiert werden. Wir warten deshalb drin-
gend auf Ergebnisse.

Ich kann vielleicht noch einmal einen nicht völlig un-
bekannten ehemaligen Kollegen zitieren. Er hat wörtlich
gesagt:

Ich kann es nicht nachvollziehen, wenn wir

– also Sie –

die notwendige Reform der Finanzaufsicht auf die
lange Bank schieben würden. … Das wäre eine un-
gute Situation.

So Herr Dautzenberg, ehemaliger finanzpolitischer Spre-
cher. – Diese ungute Situation haben Sie herbeigeführt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr habt doch die
Drachen gefüttert, und jetzt müssen wir sie
zähmen!)

Da Sie zu dem Thema nationale Aufsicht, welches
von der Regierung bearbeitet und vorgelegt werden
müsste, nichts beitragen konnten, beschäftigen Sie sich
in dem vorliegenden Antrag mit dem Verhältnis Europas
zur Bundesrepublik.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Jetzt kommt er 
zum Thema! Das war aber ein langer Anlauf!)

– Natürlich war es ein langer Anlauf. Aber das musste
man Ihnen noch einmal deutlich machen.

(Zuruf von der FDP: Nein, das wäre nicht not-
wendig gewesen!)

Jetzt haben Sie ein Problem. Denn die Sozialdemo-
kraten haben einen Antrag zu Basel III und den Sparkas-
sen eingebracht, der morgen diskutiert wird. Dabei geht
es um das, was Sie hier eben angesprochen haben,

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Na also!)

nämlich um das Verhältnis der deutschen zur europäi-
schen Aufsicht.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Jetzt kommt 
das Lob!)

Dann haben Sie sich schnell überlegt, was Sie ma-
chen,

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Da haben wir
uns überlegt, was schreiben die Sozialdemo-
kraten, und haben das dann auch aufgeschrie-
ben! – Das aber nicht mitschreiben! Um Got-
tes willen, das ist diskreditierend! – Gegenruf
des Abg. Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Gesagt ist gesagt! Das muss
ins Protokoll! Darauf bestehe ich! – Heiter-
keit)

und sich dafür entschieden, einen eigenen Antrag einzu-
bringen. Das will ich nicht kritisieren. Denn es ist nicht
schlecht, wenn es der Opposition gelingt, die Regie-
rungsfraktionen vor sich herzutreiben.

Wenn man sich Ihren Antrag anschaut, dann stellt
man fest: Sie haben teilweise von uns abgeschrieben. Da
kann man sich nicht beklagen; die Quelle ist dann sicher-
lich richtig. Konrad Adenauer hat ja zu Recht gesagt:
Man soll niemanden daran hindern, klüger zu werden.

(Beifall bei der SPD)

In Ihrem Antrag beschäftigen Sie sich mit dem Ver-
hältnis zwischen der europäischen und der nationalen
Aufsicht. Ich stelle für uns fest: Wir begrüßen ausdrück-
lich die Reform des europäischen Aufsichtssystems.
Diese war überfällig. Grenzüberschreitend agierende
Banken müssen auch grenzüberschreitend überwacht
werden. Das ist ein ganz wichtiger Punkt.

Dieses europäische Finanzsystem hat seine Arbeit am
1. Januar 2011 aufgenommen. Daher ist es nachvollzieh-
bar, dass es auch nach über einem Jahr – verallgemei-
nernd würde man es so sagen – noch an vielen Punkten
quietscht und klemmt. Das gilt für die Ausgestaltung der
Arbeit – wer ist wofür zuständig? – und besonders für
die Zusammenarbeit mit den nationalen Aufsehern.

Sie haben es zu Recht gesagt: Da muss man seine
Claims abstecken und die Ellbogen ausfahren. Da
kommt es zu Problemen. – Aber wir müssen ganz klar
feststellen: Wir fordern, dass die mikroprudentielle Auf-
sicht auch in Zukunft von den nationalen Aufsichtsbe-
hörden wahrgenommen wird; das ist ein ganz wesentli-
cher Punkt.

Es muss ebenso eine abgestufte Aufsichtsdichte er-
halten bleiben. Was heißt das? Die Risikostufe des be-
aufsichtigenden Instituts muss beachtet werden. Es kann
nicht sein, dass SIFIs, also große international agierende
Banken, genauso behandelt werden wie eine kleine kom-
munale Sparkasse. Hier muss entsprechend differenziert
werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Wir hatten gehofft, dass Sie in Ihren Formulierungen
Konkretes von der Bundesregierung fordern. Aber diese
Hoffnung war vergeblich.
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(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Weil Sie nicht 
lesen können!)

Wir diskutieren hier im Bundestag viele Anträge, aber
selten gibt es im Forderungsteil eines Antrags eine sol-
che Ansammlung von Plattitüden und Gemeinplätzen
wie hier. Ich darf einmal zwei zitieren. Da wird gefor-
dert, „darauf zu achten, dass die mit dem aufsichtlichen
Meldewesen verbundene bürokratische Belastung der
Finanzinstitute nicht außer Verhältnis zu dem mit dem
Meldewesen angestrebten Zweck steht“.

(Klaus-Peter Flosbach [CDU/CSU]: Das ist 
einer der entscheidenden Punkte!)

– Ja, das ist ein ganz entscheidender Punkt. Da werfen
Sie aber schwer mit Wattebäuschchen.

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Perfekt for-
muliert!)

Ich würde von Ihnen verlangen, dass Sie klare Forderun-
gen in Richtung Bundesregierung stellen

(Beifall bei der SPD)

und nicht in dieser allgemeinen Form formulieren „da-
rauf hinzuwirken, dass die Arbeit des Europäischen Aus-
schusses für Systemrisiken effektiv und transparent
gestaltet wird“. – Mein Gott!

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Super! Wer könnte da dagegen
sein?)

– Das finde ich auch. Es ist wirklich eine grandiose For-
derung. Man stelle sich vor, dieser Ausschuss würde
ineffektiv und intransparent arbeiten! Grauenvoll!

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Skandalös!)

Wir als Sozialdemokraten hatten, als wir das gelesen
haben, ein kleines Problem. Wir haben nämlich beim
besten Willen keinen Grund gefunden, diesen Antrag in
der allgemeinen Form abzulehnen.

(Peter Aumer [CDU/CSU]: Super!)

Wenn wir das ganze Thema etwas konkreter diskutieren
wollen, dann können wir das morgen tun, wenn wir uns
mit unserem Antrag zu diesem Thema befassen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ob wir diesen
Antrag beschließen oder ob in China ein Sack Reis
umfällt, ist völlig egal.

(Dr. Daniel Volk [FDP]: Sprechen Sie jetzt 
von dem SPD-Antrag?)

Damit aber die Reissäcke in China stehen bleiben kön-
nen, werden wir dem Antrag zustimmen.

Ganz herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD – Ingrid Arndt-Brauer
[SPD], an die CDU/CSU gewandt: Wollen Sie
nicht klatschen?)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Björn Sänger hat das Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Björn Sänger (FDP):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Wenn ich jetzt etwas mehr Zeit als die sechs
Minuten hätte, Herr Kollege Zöllmer, dann würde ich
noch einmal die einzelnen Stationen aufzeigen, die uns
in diese Situation gebracht haben,

(Manfred Zöllmer [SPD]: Keine Drohungen!)

für die Sie Verantwortung tragen. Aber da ich nur sechs
Minuten habe, möchte ich viel lieber über unseren guten
Antrag sprechen.

Es ist schon gesagt worden: Eine ganz große Lehre
aus der Krise, in der wir uns befinden, ist, dass wir die
Aufsicht europäisch gestalten müssen, weil wir europäi-
sche Finanzstrukturen und Verflechtungen haben. Des-
wegen hat die Bundesregierung aktiv daran mitgewirkt,
darauf hingewirkt, dass das Europäische Finanzauf-
sichtssystem installiert wurde und seine Arbeit aufge-
nommen hat.

Auch in anderen Fällen hat die Bundesregierung bei
entscheidenden regulatorischen Maßnahmen vorn an der
Front gestanden, wenn es nämlich darum ging, die Dinge
zu regeln, zum Beispiel beim Thema Banken-Restruktu-
rierungsgesetz, beim Thema Leerverkäufe, beim Thema
Selbstbehalt bei Verbriefungsverkäufen.

Aber obwohl das mit der europäischen Finanzaufsicht
ganz gut angelaufen ist, gibt es immer noch das eine
oder andere, wo Bedenken bestehen. Es holpert etwas.
Der Motor läuft noch nicht ganz rund. Diese Probleme
greifen wir mit dem Antrag auf und sagen der Bundesre-
gierung, auf welche Punkte sie ein besonderes Augen-
merk richten soll.

Wir gehen dabei davon aus, dass es ein einheitliches
Leitbild gibt, was da heißt: gleiches Geschäft – gleiche
Regeln. „Gleiches Geschäft“ bedeutet in dem Fall: Wenn
eine Organisation eine Bank, eine Versicherung oder ein
Wertpapierinstitut ist, dann gelten für die jeweilige
Organisation alle entsprechenden Regeln; sonst könnte
man beispielsweise auch auf eine andere Idee kommen.

Ein Vergleich: Jemand im Gastronomiebereich etwa
könnte sagen: Ich habe ein besonders hochwertiges Res-
taurant. Ich verwende keine Risikolebensmittel. Ich habe
einen ganz besonderen Kundenkreis. Deswegen gehe ich
sehr sorgfältig mit allem um. Da müssen die Hygiene-
vorschriften für mich nicht gelten – anders als mögli-
cherweise bei der grenzüberschreitend tätigen Imbiss-
kette.

Das soll aber eben nicht sein. Die Regeln gelten für
alle gleich. Die Frage ist nur, wer häufiger und intensiver
kontrolliert wird, und das ist die Frage, um die es sich
hier im Kern dreht. 

Es gibt in der Branche natürlich eine Sorge bzw. eine
Verunsicherung darüber, ob jetzt aus Europa, aus Lon-
don, aus Paris oder vielleicht aus Frankfurt – die euro-
päische Versicherungsaufsicht sitzt ja in Frankfurt; aber
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das wird in Deutschland wahrscheinlich niemanden
schrecken, außer vielleicht einen Nordhessen wie mich –
kontrolliert wird,

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Nichts gegen 
Nordhessen!)

ob es mehr Bürokratie gibt, was mit den deutschen
Besonderheiten passiert und wie man sich rechtlich weh-
ren kann, wenn so eine EU-Behörde auf ein Institut
zukommt.

Diese Bedenken greifen wir mit dem vorliegenden
Antrag auf. Denn es gibt natürlich Besonderheiten in
unserem Markt. Wir haben das bewährte Drei-Säulen-
Modell; wir haben bestimmte Formen der Trägerschaft,
die im EU-Raum nicht ganz so bekannt sind. Wir haben
im Versicherungsbereich eine breit gefächerte Struktur
von mittelständischen Versicherungen, die eben auch
Vorteile für den Konsumenten bietet: Es gibt einen Wett-
bewerb, es gibt bestimmte Spezialangebote und eben
keinen Einheitsbrei von nur drei, vier, fünf oder auch
zehn großen Versicherungen.

Es besteht eine berechtigte Sorge mit Blick auf die
Frage, ob die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesen
Behörden auch immer das richtige Verständnis für diese
Besonderheiten haben. Wir haben dafür zwei Lösungs-
ansätze: Zum einen ermutigen wir unsere guten und
bewährten Aufsichtsinstitute, die BaFin, die Bundes-
bank, ihr Know-how noch deutlich stärker als bisher in
das Europäische Finanzaufsichtssystem einzubringen.
Zum anderen sagen wir: Wir müssen darüber nachden-
ken, wie wir uns gerade im Hinblick auf diese Fragen in
Europa personell noch stärker aufstellen als bisher, zum
Beispiel indem wir geeignete Kandidaten identifizieren,
sie qualifizieren und sie dann auch auf den entsprechen-
den Positionen unterbringen. Das muss optimiert wer-
den.

Es gibt darüber hinaus die Sorge, dass willkürlich
Recht gesetzt wird. Es gab die Erfahrung mit dem EBA-
Stresstest. Wir meinen, dass man darauf achten muss,
dass Rechtsetzung wirklich nur dann an eine nachgeord-
nete Behörde – nichts anderes ist es ja – delegiert wird,
wenn es um technische Standards geht, und nicht, wenn
es etwa um die Politik geht, auf die es ankommt. Hier ist
eine demokratische Legitimation notwendig. Ich ermun-
tere auch unsere Kollegen in den Parlamenten in Straß-
burg bzw. Brüssel, darauf zu achten, dass man ihnen da
nichts aus der Hand nimmt.

Wir wollen darüber hinaus regelmäßig evaluieren,
inwieweit diese Rechtsetzungsakte tatsächlich notwen-
dig sind, ob man da eventuell nachsteuern muss.

Eine weitere große Sorge – ich sagte es schon –
betrifft die Frage, wie man sich rechtlich wehren kann.
Es ist verständlich, dass sich eine kleinere Volksbank
möglicherweise darüber Gedanken macht, wie sie sich
gegen Maßnahmen einer EU-Behörde wehren kann. Der
Weg bis zum Europäischen Gerichtshof nach
Luxemburg erscheint sehr weit. Deswegen fordern wir
die Bundesregierung auf, zu prüfen, inwieweit man die
Rechtshilfemöglichkeiten näher zu den Betroffenen
bringen kann.

Wir stehen zum Europäischen Finanzaufsichtssystem;
wir haben es mit dieser Bundesregierung initiiert. Wir
unterstützen die Bundesregierung aktiv dabei, es weiter
zu optimieren, weil wir seinen Erfolg wollen. Um diesen
Erfolg zu erreichen, müssen wir mögliche Akzeptanz-
probleme beseitigen. Das tut und will dieser Antrag.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Dr. Axel Troost hat das Wort für die

Fraktion die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Axel Troost (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Der Antrag ist mit dem Titel „Europäische Finanzauf-
sicht stärken“ überschrieben. Wenn man sich aber den
Inhalt des Antrags anschaut, dann stellt man fest, dass
alles Mögliche relativiert wird und Aufsichtstätigkeiten
eher eingeschränkt werden. Deswegen stellt sich für
mich schon die Frage, was Sie denn nun wollen: Wollen
Sie die europäische Finanzaufsicht stärken, oder sehen
Sie darin eher eine Bedrohung für die national unter-
schiedlich ausgeprägten Finanzsysteme?

Ich bin ganz bei Ihnen, wenn die Zielsetzung ist, dass
die Europäische Bankaufsichtsbehörde, EBA, für eine
kleine Sparkasse im Schwarzwald nicht dieselben Maß-
stäbe anlegen darf wie für die Deutsche Bank oder für
französische oder britische Großbanken. Aber das tut sie
ja auch nicht. Die Sparkassen und Volksbanken waren
beim Bankenstresstest der EBA völlig zu Recht nicht auf
dem Prüfstand.

Ich habe den Eindruck, dass Sie ein grundsätzlich
richtiges Anliegen an der falschen Stelle viel zu spät ver-
treten. Das Problem ist nicht primär eine europäische
Finanzaufsicht, die zu wenig zwischen lokalen Volks-
banken und globalen Investmentbanken unterscheidet.
Das Problem ist vielmehr eine europäische Finanzmarkt-
regulierung – Stichwort Basel III oder CRD IV –, wo
weitgehend gleiche Spielregeln für diese so unterschied-
lichen Bankentypen festgeschrieben werden. An dieser
Stelle haben Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der
Koalition, und Ihre Bundesregierung eher geschlafen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es wäre Ihre Aufgabe gewesen, für die Sparkassen
und Genossenschaftsbanken bei den europäischen Ver-
handlungen, zum Beispiel zu Basel III, eine andere
Behandlung auszuhandeln. Genau dies ist sträflich ver-
säumt worden.

(Beifall bei der LINKEN – Ralph Brinkhaus 
[CDU/CSU]: So ist es!)

Es ist zwar positiv, wenn Sie dieses Versagen jetzt
implizit eingestehen und nun versuchen, bei der Regulie-
rung Veränderungen herbeizuführen, um das wiedergut-
zumachen. Es ist aber die falsche Stelle.
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Mir fällt zudem auf: Ihr Antrag macht insgesamt
Stimmung gegen das Europäische Finanzaufsichtssys-
tem und insbesondere gegen die Bankenaufsicht. Ich
kann zwar die Kritik an der EBA nachvollziehen, dass
der europäische Bankenstresstest nicht glücklich verlau-
fen ist und man sich wie ein Elefant im Porzellanladen
verhalten hat, aber das ist nicht nur eine Schwäche, son-
dern auch eine Stärke. Die EBA ist selbstbewusst aufge-
treten und hat den Großbanken – nicht den Sparkassen –
einen gehörigen Schreck eingejagt. Es ist genau das Auf-
treten, das wir aus meiner Sicht brauchen. 

Wenn die Öffentlichkeit und auch die Banken den
Eindruck haben, dass die Finanzaufsicht die Finanzinsti-
tute nur mit Samthandschuhen anfasst und mit Watte-
bäuschchen um sich wirft, dann läuft hier etwas schief.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Lothar Binding [Heidelberg] [SPD])

Die Großbanker haben uns die teuerste Finanz- und
Wirtschaftskrise der Nachkriegszeit eingebrockt. Trotz
vieler Aufseher werden sie nach wie vor vorsichtig
behandelt. Auch die Politik scheint sich immer zu ent-
schuldigen, wenn es darum geht, Regulierungen endlich
vernünftig zu gestalten. Wir sollten froh sein, wenn die
Bankenaufsicht hier vernünftig handelt. So verschafft
man sich Respekt gegenüber der Branche, und man lehrt
der Branche an der einen oder anderen Stelle auch das
Fürchten.

Genau das brauchen die Großbanker: Sie sollen sich
ruhig vor einer strengen Finanzaufsicht fürchten.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Lothar Binding [Heidelberg] [SPD] und
Dr. Gerhard Schick [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Leider steht davon nichts in Ihrem Antrag, im Gegenteil.
Deswegen werden wir ihn ablehnen.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Dr. Gerhard Schick für Bündnis 90/Die

Grünen.

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn wir über die europäische Finanzaufsicht sprechen,
ist es wichtig, sich klarzumachen, warum wir sie brau-
chen. Es gibt hier einen Zielkonflikt, den man als das Tri-
lemma der internationalen Finanzaufsicht bezeichnet,
und zwar gibt es drei Dimensionen, von denen man nur
zwei erreichen kann. Das sind die Stabilität des interna-
tionalen Finanzsystems, globale Finanzinstitute und
nationale Aufsichtsbehörden. Das kann zusammen nicht
funktionieren. Das können Sie im letzten Jahresgutachten
des Sachverständigenrates nachlesen. Dort steht – ich
zitiere –:

Wenn von wirtschaftspolitischer Seite ein stabiles
internationales Finanzsystem mit global tätigen
Finanzinstituten gewollt ist, dürfen Länder nicht
weiter auf der Souveränität der nationalen Auf-
sichtsbehörden beharren.

Und weiter heißt es:

Auf europäischer Ebene bedeutete dies die Schaf-
fung einer umfassenden europäischen Finanzauf-
sicht mit sämtlichen Kompetenzen für global tätige
Finanzinstitute.

Genau das ist die Forderung von uns Grünen. Im
Gegensatz dazu schreiben Sie in Ihrem Antrag, es gebe
eine nicht ausreichende Beschränkung der Aufsichts-
tätigkeit der europäischen Finanzaufsichtsbehörden auf
ihre harmonisierende Funktion. Dazu schreibt der Sach-
verständigenrat, dass das der Versuch ist, die drei
Dimensionen mit der Harmonisierung zu verknüpfen.
Das muss natürlich scheitern. An dieser Stelle gibt es ei-
nen Dissens. Es ist keine gute Struktur, dass wir eine
Harmonisierung der Aufsicht für große wie für kleine
Banken anstreben. Bei großen Banken, die grenzüber-
schreitend tätig sind, brauchen wir eine knackige euro-
päische Finanzaufsicht. Bei kleinen Banken, die nur re-
gional tätig sind, ist es richtig, dass sie der Zuständigkeit
der nationalen Aufsichtsbehörde unterstehen. Das muss
man nicht von London aus machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

An dieser Stelle ist es wichtig, sich noch einmal die
Unterschiede in der Größenordnung deutlich zu machen.
Auf der einen Seite steht beispielsweise die Volksbank
Mannheim-Sandhofen: 55 Mitarbeiter, Bilanzsumme etwa
200 Millionen Euro. Auf der anderen Seite steht ein
Konzern in der Größenordnung der Deutschen Bank: Bi-
lanzsumme etwa 2 Billionen Euro, 10 000-mal größer,
etwa 100 000 Mitarbeiter, davon 8 500 in London.

Wie wollen Sie diese globalen Aktivitäten von
Deutschland aus sinnvoll beaufsichtigen? In London
sitzt keine Handvoll Aufseher der britischen Finanzauf-
sicht, die hierfür zuständig sind. Genau deswegen ist es
richtig, eine knackige europäische Finanzaufsicht zu ha-
ben.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Kein 
Widerspruch!)

Das Problem ist, dass sich die Bundesregierung in Brüs-
sel dagegen ausgesprochen hat. In Ihrem Antrag wollen
Sie die Aufsichtstätigkeit auf eine harmonisierende
Funktion beschränken; aber Sie verweigern die direkten
Durchgriffsrechte auf die globalen Finanzinstitute.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Nein! Das 
steht nirgendwo drin!)

Sie verweigern den Finanzaufsichtsbehörden genau die
Rechte, die sie hierfür brauchen. Hier liegt der Dissens.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Einfach mal le-
sen!)
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– Deswegen habe ich ja genau zitiert. Sie sagen: Der
Bundestag ist besorgt, dass die Aufsichtstätigkeit der
ESAs nicht ausreichend auf die harmonisierende Funk-
tion beschränkt ist. Sie schreiben überhaupt nichts zu
den stärkeren direkten Durchgriffsmöglichkeiten, die je-
doch notwendig sind. Die Differenzierung zwischen
kleinen und großen Banken, die wir brauchen, nehmen
Sie an dieser Stelle gerade nicht vor.

An einer Stelle können wir dem Antrag aber zustim-
men: Wir müssen dafür sorgen, dass die Kontrolle durch
das Parlament verstärkt wird. Es kann nicht sein, dass
Aufsichtsbehörden ein Eigenleben entwickeln. Wir Grü-
nen setzen uns deswegen auf europäischer Ebene dafür
ein, dass die Kontrolle durch den Rat und insbesondere
durch das Parlament verstärkt wird. Jede Aufsichtsbe-
hörde – das gilt für die Aufsichtsbehörden in Deutsch-
land wie auch für die europäischen – braucht eine klare
Kontrolle durch demokratisch legitimierte Institutionen.
Das ist extrem wichtig.

Zum Schluss möchte ich noch eine Bemerkung ma-
chen. Ich finde es schade, dass die Koalition erneut einen
Antrag zu europäischen Fragen vorlegt, bei dem nicht
versucht wurde, eine gemeinsame Position zu formulie-
ren. Früher hatten wir immer wieder den Versuch unter-
nommen, uns als Fraktionen zu europäischen Fragen ge-
meinsam aufzustellen. Vielleicht hätte das auch in dieser
Frage gelingen können, zumindest zu einer Reihe von
Punkten. Sie haben es nicht einmal versucht.

Ich würde mich freuen, wenn wir es in Zukunft wie-
der schaffen könnten, bei europäischen Fragen im
Finanzausschuss zu prüfen, ob der Bundestag nicht mit
einer gemeinsamen Stimme entscheidende konsensfä-
hige Punkte anstoßen kann.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Peter Aumer spricht jetzt für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Aumer (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Wir diskutieren eines der großen Themen un-
serer Zeit, nämlich die Frage, wie die Finanzmärkte ef-
fektiv oder – wie Sie es sagen, Herr Dr. Schick – knackig
reguliert werden können.

Die Bundesregierung hat die Konsequenzen aus der
Krise gezogen und hat auf europäischer Ebene bei der
Umsetzung einer effektiven europäischen Finanzaufsicht
mitgewirkt. Vor allem hat sie Wert darauf gelegt, dass ei-
nes der tragenden Prinzipien Europas und unserer Ge-
sellschaft, das Subsidiaritätsprinzip, beachtet wird. Für
uns als christlich-liberale Koalition ist es ganz wichtig,
dass man auf europäischer Ebene einheitliche Regelun-
gen trifft, die auch greifen. Dennoch dürfen die nationa-

len Eigenheiten nicht vergessen werden. – Deshalb unser
Antrag.

Wir unterstützen selbstverständlich die Arbeit der neu
geschaffenen europäischen Aufsichtsbehörden. Wir wol-
len aber auch, dass dabei die deutschen Eigenheiten be-
rücksichtigt werden. In diesem Zusammenhang muss
man den Zielkonflikt, den Sie, Herr Dr. Schick, ange-
sprochen haben, selbstverständlich beachten. Man kann
nie alle Ziele gleichzeitig im Auge haben; es gilt ganz
klar auszutarieren.

(Dr. Gerhard Schick [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Man muss sich entscheiden, auf
welches man verzichten will! Bei der Stabilität
machen wir keine Abstriche!)

Zielkonflikte wird es immer geben; diesen Konflikt
muss man aber so lösen, dass man den deutschen Eigen-
heiten, vor allem unserem dreigliedrigen Bankensystem,
nicht den Boden unter den Füßen wegzieht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Herr Dr. Troost, wir haben in unserem Antrag sehr
klar dargelegt, was wir wollen. Ich glaube, Sie haben
den Antrag nicht wirklich gelesen. Auch in Bezug auf
Basel III haben Sie uns vorgeworfen, wir würden nicht
so verhandeln, dass unsere deutschen Eigenheiten – das
geht wieder in diese Richtung – berücksichtigt werden.
Da gibt es schon einmal einen Konflikt zwischen den
Linken und den Grünen.

(Dr. Gerhard Schick [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das kommt vor!)

Eigenheiten müssen beachtet werden – das ist ganz klar –,
damit wir den Weg unseres Bankensystems gemeinsam
erhalten können.

Dann kommt Herr Zöllmer mit seinem „schwarzen
Loch“. Ich kann kein schwarzes Loch erkennen. Viel-
leicht war es nur in Ihrer Rede, Herr Zöllmer. Mit Blick
auf die innerdeutschen Angelegenheiten haben wir eine
Regelung gefunden, die im Moment beraten wird und im
Sommer sicherlich kommen wird.

(Manfred Zöllmer [SPD]: In welchem Jahr 
denn?)

Sie von der SPD sagen, Sie hätten von Anfang an ge-
wusst, wie man richtig reguliert; ich habe es mir extra
aufgeschrieben. Dann frage ich mich schon: Wie konnte
es zu dieser Krise kommen? Sie haben lange Zeit vor der
Krise die Regierung gestellt und hätten in dieser Zeit
eine Finanzaufsicht auf den Weg bringen können, die ef-
fektiv arbeitet und auch mit Blick auf Europa einen gu-
ten Weg einschlägt. Da würde ich um ein bisschen mehr
Bescheidenheit bitten. Man hätte von Anfang an etwas
tun können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Wir waren nicht
so global ausgerichtet! Wir haben uns ums
Land gekümmert!)
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– Ja. Aber vorausschauende Politik bedeutet natürlich
auch, dass man rechtzeitig Lösungen auf den Weg
bringt, die tragen.

Wir haben vorausschauend einen Finanzkongress ge-
plant – schon lange Zeit vor Ihrem Antrag zu Basel III,
der morgen diskutiert wird –, genau zu dem Thema des
heutigen Antrags: „Europäische Finanzaufsicht stärken
und effizient ausgestalten“, aber die Eigenheiten
Deutschlands berücksichtigen. Das ist lange vor Ihrem
Antrag diskutiert worden. Auch da sollte man vielleicht
ein bisschen bescheidener sein und nicht immer nur die
eigenen Dinge nach vorne stellen. Wir haben ganz be-
wusst ein Thema gewählt, das wichtig ist. Ich glaube,
man muss dieses wichtige Thema gemeinsam diskutie-
ren.

Herr Dr. Schick, wenn Sie mir nicht den Rücken zu-
kehren würden, dann würde ich Sie darin unterstützen,
dass man bei solchen wichtigen europäischen Themen
gemeinsame Wege gehen muss. Es ist für uns alle wich-
tig, dass man einen starken Aufsichts- und Regulie-
rungsrahmen für Europa findet, der die deutschen Eigen-
heiten berücksichtigt.

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Aber auch bei 
der Finanztransaktionsteuer!)

Im Zusammenhang mit der Finanztransaktionsteuer hat
der Herr Minister heute früh ganz klar den Weg genannt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Dr. Axel Troost [DIE
LINKE]: Die Opposition steht fest hinter Ih-
nen!)

Sie müssen ab und zu ein bisschen aufpassen, damit man
bei diesen Themen gemeinsam in eine gute Zukunft ge-
hen kann. Sie wollen eher den Konflikt herbeireden, als
gemeinsam eine Lösung für Europa zu finden. Es muss
uns einmal bewusst werden – ich denke mir das bei vie-
len Diskussionen in diesem Haus –, dass von Ihnen
keine konstruktiven Vorschläge kommen, etwa wenn ich
mir die Debatte heute Morgen zum Fiskalpakt und zum
Stabilitätsmechanismus vor Augen führe. Da muss man
konstruktive Beiträge leisten, um Europa in eine gute
Zukunft zu führen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Volker Beck [Köln] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir haben doch jede
Menge konstruktive Vorschläge gemacht!)

– Na ja.

Herr Zöllmer, Sie haben gesagt, dass wir keine klaren
Forderungen gestellt haben. Wenn Sie unseren Antrag
genau gelesen hätten – ich habe ihn hier –, dann hätten
Sie gesehen: Darin wird in acht Punkten mit klaren For-
derungen sehr ausdrücklich dargelegt,

(Manfred Zöllmer [SPD]: Da ist nichts klar!)

wie wir es haben wollen: eine starke Aufsicht in Europa,
die die individuellen Aspekte Deutschlands mit berück-
sichtigt. Da ist die Dreigliedrigkeit unseres Bankensys-
tems ein zentrales Thema. Wir wollen unser Netz regio-
naler Banken nicht noch stärker mit Bürokratie und

Anforderungen belasten, die eher die global agierenden
Banken zu erfüllen haben. Das ist ein wesentlicher
Punkt, auf den wir mit diesem Antrag aufmerksam ma-
chen wollten. Bürokratische Belastungen sollen nicht
überbordend sein.

Ein wichtiger Punkt, der heute noch nicht angespro-
chen wurde, ist, auch deutsches Personal in diese Institu-
tionen zu bringen; deutsches Denken ist gerade im Fi-
nanzbereich ganz wichtig.

(Zurufe von der SPD: Ja! – Klaus-Peter
Flosbach [CDU/CSU]: Das hat die SPD elf
Jahre versäumt!)

Wir fordern die Bundesregierung dazu auf. Hätten Sie es
doch angesprochen und dem Staatssekretär mit auf den
Weg gegeben!

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Der tippt!)

– Der passt schon auf. Der Herr Staatssekretär kann bei-
des zugleich: Zuhören und Tippen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben
eine gute Lösung für die Finanzaufsicht in Europa ge-
funden. Wir gehen einen Weg, bei dem aber auch die
deutschen Interessen verwirklicht und berücksichtigt
werden. Deswegen bitte ich Sie, diesen Antrag zu unter-
stützen,

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Wir machen es 
ja!)

damit wir gemeinsam in eine gute Zukunft gehen, mit
stabilen Finanzen und einer guten Finanzaufsicht. Herz-
lichen Dank für die Zustimmung. Ich wünsche mir bei
Europafragen weiterhin ein gutes Miteinander.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Gerne!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
Fraktionen von CDU/CSU und FDP auf Drucksa-
che 17/9151 mit dem Titel „Europäische Finanzaufsicht
stärken und effizient ausgestalten“. Wer stimmt für die-
sen Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? –
Damit ist der Antrag bei Zustimmung durch CDU/CSU,
FDP und SPD angenommen. Dagegen haben die Frak-
tionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen gestimmt.
Enthaltungen gab es keine. 
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